
Tabelle 4: Frauen in den Fraktionen der fünf ostdeutschen Länderparlamente*
• Sitze insgesamt darunter Frauen Frauenanteil in Prozent

CDU 1990 237 20 8,4
1994 204 31 15,2

SPD 1990 135 25 18,5
1994 162 57 35,2

PDS 1990 61 23 37,7
1994 95 46 48,4

B 90/ 1990 27 7 25,9
Grüne 1994 5 2 40,0

FDP 1990 41 9 21,9

Sonstige 1990 8 1 12,5

zusammen 1990 506 85 16,8
1994 466 136 29,2

* Jeweils zu Beginn der Wahlperiode.
Quelle: Zusammengestellt nach den Handbüchern der Landtage.

zent): 1994 ist nahezu jeder zweite PDS-Abgeord-
nete eine Frau. Aber auch in den Fraktionen der
SPD erhöhte sich der Frauenanteil deutlich (von
18,5 auf 35,2 Prozent), während die Zunahme in
den Landtagsfraktionen der CDU insgesamt sehr
bescheiden ausfiel (von 8,4 auf rd. 15 Prozent). In
absoluten Zahlen schickte bei beiden Wahlen die
SPD die meisten weiblichen Abgeordneten in die
Parlamente (25 bzw. 57 Frauen), gefolgt von der
PDS (23 bzw. 46 Frauen) und erst an dritter Stelle
der CDU (20 bzw. 31 Frauen) (vgl. Tabelle 4).

Auch in den alten Bundesländern (ohne West-Ber-
lin) finden sich Ende 1994, wie schon zuvor, die
meisten weiblichen Landtagsabgeordneten in den 
Reihen der SPD (157 Frauen); mit einigem
Abstand folgen dann CDU (88 Frauen), Bündnis-
grüne (47 Frauen), CSU (11 Frauen) und schließ-
lich FDP (8 Frauen) (vgl. Tabelle 5).

Die offensichtlich größeren Karrierechancen von
Frauen in SPD, PDS und bei den Bündnisgrünen
dürften ihre Erklärung in der weitgehenden
Umsetzung der innerparteilichen Quotierungsbe-
schlüsse finden35 . In der Ost-SPD hat möglicher-
weise aber auch die insgesamt dünne Personal-
decke zu einer stärkeren Rekrutierung von Frauen
beigetragen. Die CDU dagegen konnte sich
bekanntlich bisher nicht zu einer verbindlichen
Förderung ihrer weiblichen Mitglieder durchrin-
gen, sieht sich hier aber angesichts der für Frauen
blockierten Aufstiegsmöglichkeiten - im Osten

35 Während Grüne und PDS eine Quotierung von 50 Pro-
zent bei der Vergabe öffentlicher Ämter beschlossen haben,
gilt in der SPD noch eine Quote von 33 Prozent (ab 1998: 40
Prozent).

Tabelle 5: Frauen in den Fraktionen der Länder-
parlamente der alten Bundesrepublik
(Ende 1994*)

Partei Sitze gesamt darunter Frauen
absolut in Prozent

SPD 581 157 27,0
CDU 428 88 20,6
CSU 127 11 8,7
Grüne 102 47 46,1
FDP 52 8 15,4
Sonstige 38 8 21,1

* Ohne West-Berlin; jeweils zu Beginn der laufenden
Wahlperiode.
Quelle: Berechnet nach den Handbüchern der Landtage.

wie im Westen - einem zunehmenden Legitimati-
onsdruck ausgesetzt.

Auf der Regierungsebene allerdings ist den ost-
deutschen Frauen bisher kein Durchbruch gelun-
gen; so werden auch heute noch alle fünf Länder
von Ministerpräsidenten geführt, die in der Regel
jeweils zwei Frauen als Ministerinnen in ihre Kabi-
nette berufen haben. Im Westen dagegen findet
sich in Schleswig-Holstein mit Heide Simonis
(SPD) zumindest eine Ministerpräsidentin, und in
den Länderkabinetten sind Frauen teilweise zahl-
reicher vertreten.

Nimmt man noch die Bundesebene hinzu, so
ergibt sich unter den Bundestagsabgeordneten aus
den neuen Bundesländern (ohne Berlin) gleich-
falls keine besondere weibliche Vertretungslücke,
- auch wenn Brandenburgs Ministerin Regine Hil-
debrandt (SPD) moniert: „Erstens sind es viel zu
wenige, und wenn sie dort sind, sind sie viel zu
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schüchtern.“36 Betrug der Anteil der ostdeutschen
Frauen hier 1990 noch gut ein Fünftel, liegt er
1994 bereits bei einem Viertel und entspricht
damit in beiden Wahlperioden in etwa dem Anteil
der Parlamentarierinnen im Bundestag insge-
samt37 . Und in der Bundesregierung sehen sich
zumindest die ostdeutschen CDU-Anhängerinnen
derzeit durch Angela Merkel und Claudia Nolte
repräsentiert, während seit dem Rücktritt von
Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenber-
ger (FDP) keine Westfrau mehr im Kabinett ver-
treten ist.

36 Zitiert nach: Cathrin Kahlweit, Damenwahl. Politike-
rinnen in Deutschland, München 1994, S. 174.
37 Berechnet nach Kürschners Volkshandbuch Deutscher
Bundestag, 13. Wahlperiode, Rheinbreitbach 1995.
38 Zitiert nach C. Kahlweit (Anm. 36), S. 171.
39 Hans-Ulrich Derlien/Stefan Lock, Eine neue politische
Elite? Rekrutierung und Karrieren der Abgeordneten in den 
fünf neuen Landtagen, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen,
25 (1994) 1, S. 92.
40 Ebd., S. 93.

41 Ausführlich dazu siehe Beate Hoecker, Frauen in der
Politik, Opladen 1987, S. 103 ff.

IV. Karrieremuster

Diese westliche „Standard-Karriere“ mit ihrem
Zuschnitt auf die männliche Lebenswelt aber hat
sich in den alten Bundesländern als eine der wich-
tigsten Aufstiegsbarrieren für Frauen in der Politik
erwiesen41 . Angesichts der besonderen Betroffen-
heit ostdeutscher Frauen von den sozialen Folgen
des Transformationsprozesses erscheint es bei der
sich abzeichnenden Etablierung dieser Karriere-
Choreographie mehr als fraglich, inwiefern die
Neubundesbürgerinnen ihre derzeitige parlamen-
tarische Repräsentanz auch zukünftig halten bzw.
sogar weiter ausbauen können. Ohne massiven
Druck bzw. gesellschaftliche Unterstützung wird
sich im Osten die weibliche Repräsentanz in der
Politik vermutlich eher wieder vergrößern als
schließen.

„Ich wurde Ministerin, nachdem ich nur fünf
Monate in der Partei war, weil einfach niemand
anderer wollte“38 , kommentiert die brandenburgi-
sche Sozialministerin Regine Hildebrandt (SPD)
nüchtern ihre Blitzkarriere in der Nach-Wende-
zeit. Davon abgesehen aber ist über den Verlauf
der politischen Karrieren von Parlamentarierinnen
in Ostdeutschland bislang kaum etwas bekannt, da 
die vorliegenden Analysen - wie gewohnt - nicht
zwischen Männern und Frauen unterscheiden.

In ihrer empirischen Untersuchung über die Land-
tagsabgeordneten der ersten Wahlperiode (1990)
stellen Hans-Ulrich Derlien und Stefan Lock gene-
rell fest, „daß mindestens 30 Prozent der politi-
schen Elite der neuen Länder sich erstmals nach
der ,Wende1 in einer politischen Partei oder deren
Vorläufern engagiert haben. Ferner weisen 77 Pro-
zent der 1990 in die Landtage Gewählten eine 
Neukarriere auf in dem Sinne, daß sie selbst bei
längerer Parteibindung öffentliche Ämter und 
Mandate erstmals nach dem Oktober 1989 einge-
nommen haben.“39 Zudem bestehe ein deutlicher
Trend zur politischen Professionalisierung: „Jede
vierte Karriere kam .. . dem Typus der Standard-
Karriere nahe, bei der privates berufliches Fort-
kommen lange mit lokalem politischen Engage-
ment parallel läuft.“40

V. Resümee

Offensichtlich ist es ein Mythos, daß ostdeutschen
Frauen politisches Engagement fehle. Zwar blieb
ihre Mobilisierung bei der ersten gesamtdeutschen
Bundestagswahl geringfügig hinter der Beteiligung
westdeutscher Frauen zurück, doch im Hinblick
auf ihre Präsenz in Parteien und Parlamenten
kann von einer besonderen politischen Partizipa-
tionsschwäche keine Rede sein. Nicht nur können
die PDS und CDU im Osten auf deutlich über-
durchschnittliche Frauenanteile verweisen, viel-
mehr übertrifft auch die weibliche Vertretung in
den Kommunal- und Länderparlamenten die ent-
sprechende Repräsentanz der Frauen im Westen.
Zumindest teilweise ist somit ein politischer
Gleichstellungsvorsprung ostdeutscher Frauen zu
konstatieren.
Darüber hinaus setzen ostdeutsche Frauen bei
ihrer Stimmabgabe wie auch der Entscheidung für
eine Parteimitgliedschaft deutlich andere Prioritä-
ten als Frauen im Westen. So fand die Politik der
konservativ-liberalen Bundesregierung, die die
Frauen im Ergebnis zu den Wendeverliererinnen
gemacht hat, bei der zweiten gesamtdeutschen
Bundestagswahl nicht wieder die mehrheitliche
Unterstützung der ostdeutschen Wählerinnen. Ihre 
Hoffnungen richteten sich vielmehr auf die PDS,
die gestärkt aus dieser Wahl hervorging. Zugleich
ist die PDS die Partei, in der noch immer die mei-
sten ostdeutschen Frauen ihre organisatorische
Heimat sehen, während sie dagegen den West-Par-
teien ein spürbar geringeres Interesse entgegen-
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bringen. Die zweigeteilte politische Kultur
Deutschlands spiegelt sich somit auch im politi-
schen Verhalten der Frauen wider.

Inwiefern die derzeitige. Teilhabe ostdeutscher
Frauen am politischen Prozeß auch künftig
Bestand haben wird, ist noch eine weitgehend
offene Frage. Die sich abzeichnende Etablierung
der auf Männer zugeschnittenen westlichen Kar-
rieremuster läßt allerdings vermuten, daß die
eigentliche Auseinandersetzung um gleiche Parti-
zipationschancen und politische Machtteilhabe
den Frauen in den neuen Bundesländern erst noch
bevorsteht. Hier sehen sie sich vereint mit ihren
Schwestern im Westen, die zwar im jahrzehntelan-
gen Kampf um politische Gleichberechtigung viel-
fältige Erfahrungen mit männlichen Abschlie-
ßungsmustern sammeln konnten, letztlich aber in
der Politik noch immer zur „persona non grata“
erklärt werden.

Eine Demokratie, die Lebenslagen und Interessen
von Frauen in der politischen Praxis permanent
ignoriert und die zugleich deren politische Teil-
habe auf ein Minimum reduziert, steht auf töner-
nen Füßen. Wenn der durchaus vorhandene
Anspruch von Frauen in Ost und West auf Mitge-
staltung der „res publica“ in verantwortlichen
Positionen auch weiterhin ins Leere läuft, dann
dürfte die insgesamt ohnehin sinkende Unterstüt-
zung des politischen Systems seitens der Frauen
bald ein bedenklich niedriges Niveau erreichen.
Die alarmierend hohe Zahl junger Nichtwählerin-
nen, deren ausgeprägtes Desinteresse an jeglicher
parteipolitischer Partizipation; aber auch der
rapide Ansehensverlust von Politikern in der weib-
lichen Bevölkerung weisen bereits heute in diese
Richtung. Politische Partizipation als Teil der
weiblichen Lebenswelt zu ermöglichen, diese Her-
ausforderung muß unsere Demokratie an der
Schwelle zum 21. Jahrhundert erst noch bewälti-
gen.

33 Aus Politik und Zeitgeschichte B 21-22/96



Birgit Meyer

Amerika, hast Du es besser?
Zur politischen Partizipation von Frauen in den USA

Im August 1995 hatte das Frauenstimmrecht in
den USA 75jähriges Jubiläum. Es ist damit um
zwei Jahre jünger als das Frauenstimmrecht in
Deutschland, welches 1918 am Ende des Ersten
Weltkrieges eingeführt wurde. Am 26. August
1920 wurde „The Women’s vote“ nach jahrzehnte-
langem Kampf von über zwei Millionen Aktivi-
stinnen der amerikanischen Frauenbewegung in
die US-Verfassung aufgenommen. Damit erhielten
Frauen - gleich welcher Hautfarbe - in allen Bun-
destaaten und auf nationaler Ebene das Recht zu
wählen. Das Recht, gewählt zu werden, besaßen
Frauen im übrigen schon früher. Bereits 1917
wurde Jeanette Rankin als erstes weibliches Mit-
glied der Republikanischen Partei in den amerika-
nischen Kongreß gewählt. Zu jener Zeit hatten
zwar 30 Bundesstaaten Frauen das Recht gewährt,
auf Landesebene zu wählen, aber sie durften noch
nicht an nationalen Wahlen teilnehmen. Der erste
Sieg für das Frauenwahlrecht auf dem amerikani-
schen Kontinent wurde eher leise erfochten: 1869
gab der dünn besiedelte Bundesstaat Wyoming
Frauen ihr Stimmrecht, immerhin gut 50 Jahre
bevor der Kongreß die heftig umkämpfte Forde-
rung für insgesamt 24 Millionen neue Wahlberech-
tigte in die Tat umsetzte. Bei der in diesem Jahr
anstehenden Präsidentschaftswahl in den Verei-
nigten Staaten sind im Oktober 1996 rund 6, Mil2 -
lionen mehr Frauen wahlberechtigt als Männer.

Hätten die Gegner der Reform geahnt, wie wenig
Einfluß das Frauenstimmrecht während der ersten
60 Jahre nach seiner Einführung auf die offizielle
Politik haben würde, sie hätten vielleicht weniger
lautstark protestiert. Frauen haben weder - wie es
Unkenrufer voraussahen - massenweise die Wahl-
urnen erstürmt (1920 gingen nur ein Drittel der
weiblichen Wahlberechtigten zur Wahl gegenüber
rund zwei Drittel der männlichen) noch die eta-
blierten Ordnungen oder Bastionen männlicher
Vorherrschaft in der Politik gestürzt: weder als
Wählerinnen noch als Gewählte machten Frauen
in der US-Geschichte besonders von sich reden.
Diese Tatsache galt zumindest bis zum Anfang der
achtziger Jahre. Mittlerweile hat sich Entscheiden-
des verändert. Dieser Wandel betrifft sowohl
Formen, Quantität und Qualität politischer Parti-
zipation von Frauen in den USA als auch die theo-

retische Reflexion und die empirischen Studien zu
dieser Thematik. Diese Aspekte möchte der fol-
gende Beitrag untersuchen.

I. Politik und Geschlecht in der ame-
rikanischen Politikwissenschaft

Als ebenso bemerkenswert wie das jahrzehnte-
lange Desinteresse der amerikanischen Politikwis-
senschaft - vor allem der politischen Karriere-,
Wahl- und Partizipationsforschung - gegenüber
Fragen des Geschlechterverhältnisses in der Poli-
tik ist heute die schier unüberblickbare Fülle an
Literatur zur Thematik Frauen und Politik auf Sei-
ten der US-amerikanischen Forschung. Breit ange-
legte empirische Studien haben in den vergange-
nen 20 Jahren die kurzen Abhandlungen und 
Portraits über einzelne Frauen in politischen Füh-
rungspositionen abgelöst. Die Themenbreite reicht
von der politischen Sozialisation und Partizipa-
tion1 über Umfragen zum Rollenwandel und zu
den Geschlechterstereotypen in der amerikani-
schen Bevölkerung/in den Medien bis hin zu
Arbeiten über weibliche und männliche Karriere-
muster, biographische und ökonomische Hinter-
gründe sowie Verhaltensmodi im parlamentari-
schen Prozeß2. Untersuchungen thematisieren die
organisierte Frauenbewegung, deren Geschichte,
Aktionsformen und Forderungen sowie einzelne
Protagonistinnen mit ihren politischen Schwer-
punkten3 . Fragen des unterschiedlichen Wahl- und

1 Vgl. Rita Kelly/Mary Boutilier, The Making of Political
Women: a Study of Socialisation and Role Conflict, Chicago
1978; Karen Beckwith, American Women and Political Par-
ticipation. The Impacts of Work, Generation, and Feminism,
New York u. a. 1986.
2 Vgl. Mary M. Hale/Rita Mae Kelly (Hrsg.), Gender, Bu-
reaucracy and Democracy. Careers and Equal Opportunity in
the Public Sector, New York u. a. 1989; Louise A. Tilly/Pa-
tricia Gurin (Hrsg.), Women, Politics and Change, New York
1990; Linda Witt/Karen M. Paget/Glenna Matthews, Run-
ning as a Woman. Gender and Power in American Politics,
New York 1994.
3 Vgl. Mary Fainsod Katzenstein/Carol M. Mueller (Hrsg.),
The Women’s Movements of the United States and Western
Europe, Philadelphia 1987.
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Abstimmungsverhaltens von Frauen und Männern
im politisch-parlamentarischen Prozeß sind durch
Langzeitstudien ebenso in den Blick genommen
worden4 wie die Rolle der Parteien in der Frauen-
frage oder Themen wie Frauen und Wohlfahrts-
staat.

4 Vgl. Elisabeth A. Cook/Sue Thomas/Clyde Wilcox
(Hrsg.), The Year of the Woman. Myths and Realities, Boul-
der 1994.
5 Die National Organization for Women (NOW) veröffent-
lichte 1980 eine Studie: „Women Can Make a Difference", in
der sie bei der Präsidentenwahl eine „women’s vote“ fest-
stellten. Die Washington Post verwandte in der Besprechung
dieser Studie dann erstmals den Begriff „Gender Gap“ zur 
Kennzeichnung dieses Phänomens. Vgl. Ute Molitor, Wählen
Frauen anders? Zur Soziologie eines frauenspezifischen poli-
tischen Verhaltens in der Bundesrepublik Deutschland, Ba-
den-Baden 1992, S. 103. Bella Abzug/Mim Keiber, Gender
Gap. Bella Abzug’s Guide to Political Power for American
Women, Boston 1984; Carol M. Mueller (Hrsg.), The Politics
of Gender Gap. The Social Construction of Political In-
fluence, Beverly Hills u. a. 1988.

6 Frauenpolitiken werden (nach einer Definition von Susan
Caroll) als diejenigen Politikbereiche verstanden, deren
Konsequenzen statistisch wahrscheinlich einen baldigen und
direkten Einfluß auf signifikant mehr Frauen als Männer ha-
ben werden.
7 Jill M. Bystydzienski (Hrsg.), Women transforming Poli-
tics. Worldwide Strategies for Empowerment, Bloomington
1992; Anne Bockman/Sandra Morgen (Hrsg.), Women and
the Politics of Empowerment, Philadelphia 1988.
8 Christine Todd Whitman, Republikanerin, New Jersey,
seit 1993 Gouverneurin. 1994 dienten noch vier Frauen in
diesem Amt, zwei sind nicht zur Wiederwahl angetreten, eine
erlitt eine Niederlage. Quelle: Center for the American
Woman and Politics (CAWP), Fact Sheet 1995.

Ein besonderes Stichwort hat die Politikwissen-
schaft zu vielfältigen Diskussionen und Untersu-
chungen angeregt: der sogenannte „Gender
Gap“5 . Unter „Gender Gap“ wird eine Geschlech-
terdifferenz in politischen Einstellungen sowie im
Wahlverhalten verstanden; obgleich die allge-
meine Gültigkeit des „Gender Gap“ immer wieder
umstritten ist, hat sich der Begriff mittlerweile in
Alltagssprache und Wissenschaft eingebürgert.

Daß Frauen eine „andere“ Politik betreiben als
Männer und andere inhaltliche Schwerpunkte set-
zen, davon sind Beobachterinnen in den USA
inzwischen fest überzeugt. Wissenschaftlerinnen in
den Vereinigten Staaten haben detailliert nachzu-
weisen versucht, daß dem Faktor Geschlecht eine
spezifische Determinationskraft zukommt in
bezug auf Wahlbeteiligung, Wahlpräferenz, Kandi-
datenaufstellung und -rekrutierung und Themen-
orientierung. So belegt eine Forschungsrichtung,
daß Frauen in politischen Führungspositionen sich
sowohl auf nationaler als auch auf bundesstaat-
licher Ebene häufiger und konsequenter als ihre
männlichen Kollegen für Gesetzesvorhaben einset-
zen, die sich unmittelbar auf das Leben von
Frauen und Familien auswirken: Gleichheit in
Erziehung, Ausbildung, Beschäftigung, in Auf-
stiegschancen und Bezahlung, eine Verbesserung
der Kinderbetreuung, Gesundheitsversorgung und 
Sozialversicherung.

Das Plädoyer für eine Erhöhung des Frauenanteils
in der Politik wird mittlerweile auf den Erkennt-
nissen dieser Studien aufgebaut, nämlich auf dem
direkten Zusammenhang zwischen einer Erhö-
hung des Frauenanteils im Parlament und der

erfolgreichen Durchsetzung von Politiken, die ein-
deutig den Status von Frauen, Kindern und Fami-
lien verbessern und die unmittelbare Konsequen-
zen auf das Leben von erwerbstätigen Frauen/
Müttern, von ethnischen Minderheiten, Alleiner-
ziehenden, von kranken oder schwangeren Frauen
sowie von Gewaltopfern haben6 . Zunächst sollen
einige Daten zur gegenwärtigen Situation vorange-
stellt werden.

II. Die Situation von Frauen in der
amerikanischen Politik

Die politische Partizipation von Frauen in den
Vereinigten Staaten ist momentan gekennzeichnet
von höchst widersprüchlichen Phänomenen:
Obgleich die amerikanischen Frauenorganisatio-
nen zu den am besten organisierten der Welt gehö-
ren und eine starke Frauenbewegung seit Jahr-
zehnten das Bild von Frauen in der Öffentlichkeit
prägt und obgleich in den verschiedenen Diszipli-
nen der Frauenforschung seit Jahren eine außerge-
wöhnlich breit gefächerte Debatte geführt wird,
unter anderem um Strategien der „politischen
Ermächtigung“ (empowerment) von Frauen7 , trügt 
der erste Eindruck: Frauen sind in den USA auf
politischen Führungsetagen nur minimal vertreten.
Es gibt zur Zeit eine einzige Gouverneurin eines
Bundesstaates8 , und in der gesamten amerikani-
schen Geschichte haben nur dreizehn Frauen die-
sen Posten ausgeübt. Im 104. amerikanischen Kon-
greß liegt der Frauenanteil bei rund zehn Prozent,
eine eher bescheidene Zahl, gemessen am Selbst-
anspruch der USA, eine der fortschrittlichsten
Demokratien der Welt zu sein.

Im Jahre 1995 waren 55 (von 535 insgesamt)
oder 10,3 Prozent der Kongreßabgeordneten
weiblich. Von diesen 55 Frauen waren 15 farbig
(14 aus der Demokratischen, eine aus der Repu-
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blikanischen Partei). Von den 100 Senatoren sind
zur Zeit acht (oder acht Prozent) Frauen, und 47
(oder 10,8 Prozent) weibliche Abgeordnete sind
Mitglied des Repräsentantenhauses (von insge-
samt 435 Mitgliedern). Diese 47 Frauen sind
Abgeordnete aus insgesamt 23 Bundesstaaten,
von ihnen gehören 30 der Demokratischen und 
17 der Republikanischen Partei an. Andererseits
gibt es immer noch sieben Bundesstaaten, die
noch nie in ihrer Geschichte eine Frau in den
Kongreß abgeordnet haben.

Immer noch behindern traditionelle Rollenvor-
stellungen über die „eigentliche“ Aufgabe der
Frau und stereotype Erwartungen diejenige Frau,
die in die parlamentarische Politik vordringen
will. Üblicherweise findet man Frauen im ehren-
und nebenamtlichen sozialen und öffentlichen
Engagement, das bis zu den Vorhöfen bezahlter
Macht zum Beispiel in Stadtverordnetenver-
sammlungen dringt. Strukturelle Barrieren und 
finanzielle Hürden lassen eine politische Karriere
für Frauen in den USA als etwas ganz Unge-
wöhnliches erscheinen.

Darüber hinaus ist der Einfluß auch großer ameri-
kanischer Frauenverbände begrenzt. Da die Frau-
enthematik quer zu anderen Politikbereichen liegt,
sind trotz aller Bemühungen breite Bündnisse
unter Frauen aus verschiedenen Parteien oder
Verbänden immer wieder schwierig herzustellen.
Dies wurde besonders deutlich, als Anfang der
achtziger Jahre die Aufnahme des Gleichberechti-
gungsartikels, des Equal Rights Amendment
(ERA), in die amerikanische Verfassung mißlang.
Hinzu kommen die für die USA typischen regio-
nalen, ethnischen, sozialen und ökonomischen
Unterschiede.

Doch im Hinblick auf die politische Partizipation
und Repräsentanz von Frauen hat sich mittler-
weile Entscheidendes zum Positiven hin verändert.
Waren bis vor 20 Jahren die ersten weiblichen
Abgeordneten, Senatoren und Gouverneure viel-
fach die Ehefrauen, Witwen oder Töchter von
amtierenden Politikern, denen sie pflichtbewußt
und überwiegend ohne eigene Ambitionen in die
Ämter folgten9, und blieb auch die Wahlbeteili-
gung von Frauen bis zum Jahr 1968 hinter der von

9 Vgl. Irwin N. Gertzog, Congressional Women. Their Re-
cruitment, Treatment, and Behaviour, New York u. a. 1984;
Mary E. Guy (Hrsg.), Women and Men of the States. Public 
Administrators at the State Level, Armonk u. a. 1992. Erst
1974 wurde die erste Gouverneurin „in her own right“ ge-
wählt. Von bislang 13 Frauen, die jemals in der amerikani-
schen Geschichte dieses Amt ausgeübt haben, waren vier ih-
ren verstorbenen Ehemännern gefolgt, vgl. CAWP (Anm. 8).

10 Vgl. Sandra Baxter/Marjorie Lansing, Women and Poli-
tics. The Invisible Majority, Ann Arbor 1980; Robert Darcy/
Susan Welch/Janet Clark, Women, Elections and Represen-
tation, New York 1987.
11 45 Prozent aller Frauen gaben Clinton ihre Stimme ge-
genüber 37 Prozent, die für Bush votierten. Bei den Männern

Männern zurück10, so glich sie sich in den siebziger
Jahren an. Heute gibt es in allen Altersgruppen
und Gesellschaftsschichten mehr weibliche Wähler
als männliche: Frauen machen mit 54 Prozent der
Wählenden den Großteil aus, 1990 waren insge-
samt 60 Millionen Frauen als Wählende registriert
gegenüber rund 53 Millionen Männern. So haben
Parteien, Kandidaten, Medien und auch Wissen-
schaftler ihre desinteressierte Haltung gegenüber
der weiblichen Wählerschaft ändern müssen. Alle
Präsidentschaftswahlen werden derzeit zu einem
entscheidenden Ausmaß von Frauen bestimmt.

Ab etwa 1980 hat sich in der amerikanischen Poli-
tik zudem ein Phänomen herauskristallisiert, auf
das Aktivistinnen der Frauenbewegung seit über
100 Jahren gehofft hatten, nämlich daß Frauen
anscheinend „mit einer Stimme“ sprechen bzw.
wählen (einen „women’s voting bloc“ bildeten)
und ihre Entscheidung zunehmend danach richten,
ob und wie Frauenthemen von den Kandidaten
und Kandidatinnen angesprochen werden. Dieser
„Gender Gap“, so signalisieren die Umfragedaten,
stabilisiert sich seit 1980 von Wahl zu Wahl und
hat als erstem Präsidenten dem Republikaner und
anfänglichem „Frauenliebling“ Ronald Reagan
zugesetzt. Nach der Wiederwahl Reagans stellten
Wahlforscher fest, daß er zwar die Wahl gewonnen
hatte, aber die vormals verläßliche Mehrheit von
Unterstützerinnen war verschwunden. Insgesamt
wählten rund acht Prozent weniger Frauen als
Männer Reagan wieder in sein Amt. Er war ent-
schieden in der Gunst amerikanischer Frauen
gesunken, unter anderem wegen seiner offenen
Ablehnung von Schwangerschaftsabbrüchen und
der Aufnahme des Gleichberechtigungsartikels
ERA in die amerikanische Verfassung.

III. Das Phänomen des „Gender Gap"

In den achtziger und neunziger Jahren hat sich der
Trend der weiblichen Wahlbevölkerung zu den
Kandidatinnen und Themen der Demokratischen
Partei stabilisiert. Bill Clinton ist 1992 mit einem
deutlichen „Gender Gap“ in sein Amt gekom-
men11. Überhaupt wird das große Wahljahr 1992,
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in dem der US-Präsident, das Repräsentantenhaus
und Teile des Senats neu gewählt worden sind, als
„The Year of the Woman“, als „das Jahr der Frau“,
in der amerikanischen Politik bezeichnet. 1992 ver-
vierfachte sich die Zahl der weiblichen Senatoren
auf acht, und es verdoppelte sich fast die Zahl der
weiblichen Kongreßmitglieder. Mit der Afro-Ame-
rikanerin Carol Moseley-Braun wurde die erste
schwarze Frau in den amerikanischen Senat
gewählt. „Die Leute wollten eine Veränderung,
darum bin ich gewählt worden,“ meinte die
45jährige Juristin.

Mit dem Wahlslogan „It’s time for a change!“ zog
die Demokratische Partei 1992 in die Präsident-
schafts- und Kongreßwahlkämpfe. Die Stimmung
der Unzufriedenheit über das politische Klima
(„politics as usual") machten sich auch die ameri-
kanischen politischen Frauenkomitees zu eigen,
wie die National Organisation for Women (NOW)
und der National Women’s Political Caucus
(NWPC). Ihr Hauptargument bezog sich auf das
(noch überwiegend ungenützte politische) Poten-
tial, das Frauen für eine qualitative Veränderung
des politischen Raums einbringen könnten12.

waren es 41 Prozent gegenüber 38 Prozent. Es waren vor al-
lem schwarze Frauen, die Clinton unterstützen. Frauen
machten 54 Prozent seiner weißen Wählerschaft aus und 63
Prozent seiner schwarzen. Vgl. Linda Williams, Building
Coalitions in „The Year of the Woman“, in: Women in Amer-
ican Politics, New York 1994, S. 19; Karen M. Paget, The
Gender Gap Mystique, in: The American Prospect, Fall 1993,
S. 93-101,
12 „The National Women’s Political Caucus was bipartisan,
comprised of both Republican and Democrat women ... All 
over the country, thousands of training sessions taught women
how to participate in the political party process, how to run a
campaign, how to be a candidate, or how to raise money. The
organisation’s goal was to bring all women, regardless of po-
litical persuasion, into the political process.“ Karen M. Paget,
Behind the Scenes: Increasing Women’s Political Participa-
tion in the US, unv. Ms., 1994.
13 Die Chancen, gegen einen Amtsinhaber zu gewinnen,
sind sehr schlecht. Deren Wiederwahlquote liegt bei 80-90
Prozent. Von den 24 Frauen, die 1992 neu ins Repräsen-
tantenhaus gewählt wurden, gewannen 22 offene Sitze. Har-
riet Woods, Challenges and Opportunities, in: Women in
American Politics (Anm. 11), S. 25. 14 Vgl. CAWP (Anm. 8).

Ein auffälliger frauenpolitischer Wandel vollzog
sich 1992 auch in anderen Bereichen: Nie zuvor
hatte es eine solche Mobilisierung von Frauen
gegeben - sowohl was die Wahlbeteiligung als
auch die Bereitschaft anbelangt, sich selbst als
Kandidatin aufstellen zu lassen und gegen Amtsin-
haber und für offene Parlamentssitze anzutreten13 .
Nie zuvor haben Frauen in einem solchen Ausmaß
andere Frauen unterstützt und gewählt, und nie
zuvor war ihre Wahlentscheidung offensichtlich
dadurch beeinflußbar gewesen, ob und wie die

Kandidatinnen Frauenthemen berücksichtigten
(wie etwa den Ausbau von Kinderbetreuung oder
Familienhilfen im Krankheitsfall). Zudem war die
Beibehaltung einer liberalen Abtreibungspraxis
(pro-choice), die zunehmend von Konservativen
und der religiösen Rechten angegriffen wurde, ein
brisantes Thema, an dem die einzelnen Kandida-
ten und Kandidatinnen gemessen wurden.

Seit den neunziger Jahren gibt es zudem ein wach-
sendes Engagement von politischen Frauen-Ak-
tionskomitees. Dies hat seinen besonderen Grund:
Durch die Ende 1991 weltweit Aufsehen erre-
gende Nominierung des schwarzen Richters Clar-
ence Thomas für den Obersten Gerichtshof und
die Anhörung der Juraprofessorin Anita Hill, die
ihn der sexuellen Belästigung beschuldigt hatte,
wurde eine bemerkenswerte Mobilisierung ameri-
kanischer Frauen ausgelöst. Die Empörung war
groß, als das Fernsehen täglich die Vernehmung
von Anita Hill präsentierte, die durch das aus-
schließlich männlich besetzte Gericht von der
Zeugin zur Angeklagten gemacht wurde. Mitglie-
derzahlen in den Aktionskomitees und die Spen-
denbereitschaft von Frauen für Kandidatinnen
stiegen sprunghaft in die Höhe, weil viele glaub-
ten, ein durch Frauen besetztes Gericht hätte
Richter Thomas nicht berufen.

Seither wurde in allen Bevölkerungsumfragen ein
auffälliger „Gender Gap“ ermittelt. Er taucht auf
im Hinblick auf die Einschätzung einer Vielzahl
von aktuellen politischen Problemen. Demnach
äußern sich amerikanische Frauen im Unterschied
zu Männern folgendermaßen: kritischer gegenüber
dem Einsatz von Militär und staatlicher Gewalt-
ausübung, umweltbewußter und kritischer ge-
genüber den Auswirkungen der Atomenergie,
unterstützender gegenüber Programmen der Ras-
senintegration sowie unterstützender gegenüber
Gesundheitsprogrammen und der Sicherung
menschlicher Grundbedürfnisse14 . Auch die Unter-
stützung der Demokratischen Partei weist in der
Bevölkerung ein „Gender Gap“ auf.

Das amerikanische Parteien- und Wahlsystem ent-
hält eine Fülle von Hürden, die eine erfolgreiche
Kandidatin überwinden muß: zum Beispiel die
Finanzierung des immer aufwendiger betriebenen
Wahlkampfes. Es sind zunächst sog. Vorwahlen zu
bestehen, für die die Kandidatin möglichst viel
Geld und viele Wahlhelfer benötigt, damit sie
überhaupt bekannt wird und die Wählerschaft
mobilisieren kann. Da es keine mehr oder weniger
sicheren Listenplätze gibt, die von den Parteien 
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nominiert (und auch finanziert) werden, und die
einzelnen Distrikte die Kandidaten-Aufstellung
vornehmen (nicht wie bei uns die Parteien), ist der
amerikanische Wahlkampf für die einzelne Kandi-
datin eine ungeheuer teure Angelegenheit. Daher
hatten bislang wohlhabende Frauen einen weitaus
besseren Stand.

Eine wichtige Geldquelle für den Wahlkampf sind
neuerdings Fund Raising Committees für Frauen,
z. B. „Emily’s List“15. Die 1986 von der wohlha-
benden Unternehmerin Ellen Malcolm in
Washington gegründete Organisation unterstützt
Kandidatinnen, die zwei Bedingungen erfüllen
müssen: Erstens sollen sie der Demokratischen
Partei angehören und zweitens versprechen, sich
für ein liberales Abtreibungsrecht (pro-choice)
einzusetzen. 1988 hat Emily’s List 650 000 US-Dol-
lar aufgebracht, 1990 betrug die Summe bereits
das Doppelte und 1994 wurden über 6,2 Millionen
US-Dollar eingeworben. Damit gehörte Emily’s
List zu den größten individuellen Spendengebern
der Vereinigten Staaten.

15 Die Abkürzung steht für „Early Money is Like Yeast: it
makes the dough rise“ und zielt v. a. auf sog. „frühes“! Geld
im Wahlkampf, vgl. K. M. Paget (Anm. 12), S. 6.
16 So verärgerte die kalifornische Senatorin Dianne Fein-
stein ihre weibliche Anhängerschaft und besonders Femini-
stinnen, als sie sich in den achtziger Jahren, damals noch als
Bürgermeisterin von San Francisco, nicht auf die Seite von
Frauenrechtlerinnen stellte und sich zudem mit männlichen
Ratgebern umgab. Heute tritt sie vehement für Frauenrechte
ein: bei Vergewaltigung zum Beispiel und beim Schwanger-
schaftsabbruch.

17 „Twenty-eight women were newly elected to the U.S.
Congress in November, 1992 - four in the U.S. Senate and 
twenty-four in the U.S. House of Representatives. These wo-
men have established a legislative agenda to promote issues
of special concern to women and families. On December 7 all
of the twenty-four new female House members held a press
Conference calling of full financing of Head Start early-child-
hood education programs, passage of a family and medical
leave bill, codification of legal abortion, and extension of
federal laws against sexual harassment to Congress. (All of
the first-term women are supporters of abortion rights.) One
of the first peaces of legislation passed by the 103d Congress
and signed into law by President Clinton was the Family and
Medical Leave Act, which . . . had been a priority of the
Congressional Caucus for Women’s Issues since 1985.“ Bar-
bara Burell, A Woman’s Place Is in the House. Campaigning
for Congress in the Feminist Era, Ann Arbor 1994, S. 173.
18 Susan Gluck Mezey, „Do Women make a Difference?“,
in: E. A. Cook/S. Thomas/C. Wilcox (Hrsg) (Anm. 4), S. 261.

Etwas anderes noch hat sich in den neunziger Jah-
ren entscheidend verändert: Früher durften Kandi-
datinnen sich möglichst nicht für Frauen oder frau-
enpolitische Themen öffentlich engagieren, um
Erfolg zu haben. „Ich war nie eine Frauen-Kandi-
datin“, so drückt es die Senatorin Margaret Chase
Smith nach ihrer über 30jährigen parlamentari-
schen Karriere aus, „keine Minderheit könnte je
gewählt werden“, und dabei spielt sie offensicht-
lich auf ethnische Minderheiten an, für die es nach
wie vor besonders schwierig ist, politische Spitzen-
positionen zu erringen. Galt es noch in den achtzi-
ger Jahren als Makel oder Schimpfwort, wenn eine
Politikerin sich als Feministin bezeichnete, so
scheint dies heute keineswegs mehr zum politi-
schen Aus zu führen. Neu war die Tatsache, daß
Kandidatinnen, die - unabhängig von ihrer Partei-
zugehörigkeit - am prägnantesten feministische
Positionen bezogen, auch die größten Chancen
besaßen, von Frauen gewählt zu werden. Insofern
spielten manche Politikerinnen offensiv die
„feministische Karte“ aus oder wurden im Wahl-
kampf als Feministin neu geboren16 .

Es scheint so, als hätten gemeinsame persönliche
Erfahrungen z. B. im Hinblick auf die schwierige
Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Politik die
weiblichen Kongreßabgeordneten zusammenge-
schmiedet. „Jede von uns, die eine Familie großge-
zogen hat, weiß, wie schwer dies ist - selbst in den 
allerbesten Zeiten!“ Die demokratische Senatorin
Barbara Boxer aus Kalifornien drückt hier eine
Erfahrung aus, die die meisten Parlamentarierin-
nen heute in die Politik einbringen, nämlich als
erwerbstätige, politisch aktive Familienfrau beson-
ders starkem gesellschaftlichem und persönlichem
Druck ausgesetzt zu sein. Ihr Balanceakt ist
extrem schwierig, da die amerikanischen Kommu-
nen bekanntlich schlecht ausgebaute öffentliche
Sozialeinrichtungen und Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten anbieten.
Das erste Gesetz, das unter der Clinton-Regierung
zur Abstimmung kam, nachdem es zweimal durch
ein Veto von Präsident Bush gestoppt wurde, war
eines über den erweiterten Mutterschaftsurlaub.
Bis auf sechs Kongreßabgeordnete und eine Sena-
torin stimmten alle Parlamentarierinnen geschlos-
sen dafür17.

IV. „Do Women make a
Difference?“18

Im folgenden soll der breit diskutierten Frage
nachgegangen werden, ob Frauen, wenn sie in poli-
tische Ämter gewählt worden sind, eine andere
Art von Politik betreiben als Männer. Dies
geschieht auch aus innerwissenschaftlichen Grün-
den: Es fehlt m. E. eine Rezeption der durchaus
vielfältigen und aktuellen Studien aus der ameri-
kanischen Politikwissenschaft und politischen
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Soziologie, die sich der Frage des Geschlechterver-
hältnisses empirisch genähert haben. Während
jedoch die moralphilosophischen Thesen der Psy-
chologinnen Nancy Chodorow, Carol Gilligan und
Jessica Benjamin in der deutschsprachigen Frauen-
forschung eine breite und kontroverse Rezeption
auslösten, die sich vorrangig auf die Disziplinen
Philosophie, Soziologie und Sozialpsychologie
konzentrierten, ist die einschlägige empirische
Forschung über die spezifische politische Partizi-
pation von Frauen aber kaum bekannt19, obwohl
gerade diese Studien die Annahmen eines „Gen-
der Gaps“ in der politischen Partizipation auf sug-
gestive Weise stützen.

19 Es existiert z. B. im deutschsprachigen Raum noch
immer keine systematisch vergleichende Studie über
Frauen in Parteien oder Parlamenten in den USA und
Deutschland.
20 Vgl. Birgit Meyer, Die „unpolitische“ Frau. Politische
Partizipation von Frauen oder: Haben Frauen ein anderes
Verständnis von Politik?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 25-26/92, S. 3-18; Barbara Schaeffer-Hegel u. a., Frauen
mit Macht. Zum Wandel der politischen Kultur durch die
Präsenz von Frauen in Führungspositionen, Pfaffenweiler
1995; Birgit Sauer, Geschlecht als Variable oder Struk-
turkategorie? „Political Culture Revisited“, in: Eva Kreisky/
Birgit Sauer (Hrsg.), Feministische Standpunkte in der Poli-
tikwissenschaft. Eine Einführung, Frankfurt - New York
1995, S. 161-203.
21 B. Burrell (Anm. 17). Um Unklarheiten vorzubeugen:
Sie meint damit das House of Representatives.

22 Vgl. L. Witt/K. M- Paget/G. Matthews (Anm. 2) oder:
Sue Thomas, How Women legislate, New York-Oxford
1994.
23 87 Prozent der befragten weiblichen Kandidaten haben
nach einer Umfrage der Zeitschrift MS in ihrem Wahlkampf
feministische Positionen bezogen, vgl. B. Burrell (Anm. 17),
S. 173.
24 Dies bemängelt Gluck Mezey (Anm. 18), S. 264. Sie li-
stet eine Reihe von Untersuchungen auf, die den Ein-
stellungswandel von Politikerinnen bezüglich der Frauen-
frage belegen, ohne nach den Gründen zu forschen.
25 Vgl. Lyn Kathlene/Susan E. Clarke/Barbara A. Fox,
Ways Women Politicians are making a Difference, in: Gender
and Policymaking: Studies of Women in Office, hrsg. v. Debra
Dodson, Brunswick. N.Y 1991.

In der Diskussion um einen möglicherweise ande-
ren Zugang von Frauen und Männern zur Politik,
die mittlerweile auch von der bundesdeutschen
Politikwissenschaft geführt wird20 , gibt es m. E.
zwei größere Argumentationslinien: eine eher
moraltheoretische Argumentationslinie sowie eine
eher empirisch orientierte. Beide sind durch US-
amerikanische Forschungen inspiriert worden,
doch die Palette der empirischen Studien von Sei-
ten der Politikwissenschaft und politischen Sozio-
logie scheint zumindest im deutschsprachigen
Raum wenig bekannt zu sein.

Die amerikanische Politikwissenschaftlerin Bar-
bara Burrell geht in ihrem 1994 erschienenen
Buch: „A Woman’s Place is in the House“21 der
Frage nach, welche Bedeutung die Erhöhung des
quantitativen Frauenanteils in politischen Füh-
rungspositionen auf die qualitative Besetzung von
Themen und auf deren Durchsetzung im legislati-
ven Prozeß haben könnte. Burrell präsentiert ihre
Antworten, die die Ergebnisse zahlreicher Studien
zusammenfassen: Weibliche Parlamentarier setzen
sich in ihrem politisch-parlamentarischen Kontext
signifikant häufiger für frauenspezifische Interes-
sen und Themen ein als ihre männlichen Kollegen.
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Es sei mittlerweile empirisch nachgewiesen, daß
für die Initiierung und Implementierung von
Gesetzesvorhaben, deren Ziel eine Gleichberech-
tigung der Geschlechter anvisiere, eine Erhöhung
des Frauenanteils im Parlament zwingend erfor-
derlich sei.

Im Wahljahr 1992, auf das sich neuere Veröffentli-
chungen beziehen22 , verdeutlichten sich empiri-
sche Phänomene: So hat eine große Mehrheit der
weiblichen Kandidaten in ihrem Wahlkampf klare
feministische Positionen bezogen (pro-choice,
maternal leave, equal pay, child care)23 . Und dies
im Unterschied zu den vergangenen Jahren, als
dieser Terminus von den Kandidatinnen möglichst
vermieden wurde. Mittlerweile existiert eine Ten-
denz zur Aufwertung von frauenspezifischen Inter-
essen und Themen bei Kandidatinnen beider gro-
ßer Parteien. Demgegenüber gehörten noch Mitte
der achtziger Jahre die überwiegende Mehrzahl
der Kandidatinnen weder Frauenorganisationen
an, noch setzten sie sich in ihrem Wahlkampf für
Frauenpolitik ein. Frühere Studien betonten noch
die Distanz von Politikerinnen gegenüber soge-
nannten Frauenfragen. Nicht nachgegangen wurde
jedoch möglichen Erklärungen für diese in Inter-
views geäußerte Zurückhaltung24 .

Kathlene, Clarke und Fox25 verglichen im Bundes-
staat Colorado männliche und weibliche Parla-
mentarier in bezug auf die Themen, die sie einge-
bracht, und auf die Art und Weise, wie sie diese im
parlamentarischen Prozeß verfolgt hatten. Nach
ihren Erkenntnissen bezogen sich Frauen innovati-
ver und umfassender auf innenpolitische Themen,
insbesondere auf Bereiche wie Erziehung, Ausbil-
dung und Familienpolitik, Fragen, die vor allem
Eltern, Kinder und Jugendliche betrafen. Zudem
zielten Parlamentarierinnen darauf, finanzielle
Mittel eher auf direktem Wege auszugeben, um
konkret und direkt Menschen zu helfen, anstatt
Mittel indirekt über Kommissionen und Organisa-
tionen einzusetzen. Insgesamt befanden Kathlene,
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Clarke und Fox, daß es einen geschlechtsspezifi-
schen Zugang zur Politik („a gendered approach
to politics“) gäbe26 . Forscherinnen aus dem Center
for the American Woman and Politics (CAWP) an
der Rutgers Universität in New Jersey unternah-
men in den achtziger Jahren mehrere großange-
legte empirische Vergleiche von weiblichen und
männlichen Abgeordneten im Gesetzgebungspro-
zeß der Bundesstaaten27 .

26 Ähnlich argumentiert Sally Helegson, The Female Ad-
vantage. Women’s Ways of Leadership, New York 1990.
27 Vgl. Susan J. Caroll/Debra L. Dodson/Ruth B. Mandel,
The Impact of Women in Public Office. Report published by
the Center for the American Woman and Politics (CAWP),
Eagleton Institute of Politics, Rutgers University, 1991.
28 Mehrere Studien stellen eine Korrelation zwischen libe-
ralen politischen Einstellungen und feministischen her, z.B.
bei den Fragen der Entscheidungsautonomie beim Schwan-
gerschaftsabbruch oder der Todesstrafe oder Atomenergie,
vgl. Ruth Mandel/Debra Dodson, Do Women Officeholders
make a Difference?. in: Sarah E. Rix (Hrsg.), The American
Woman, New York 1992. „Conservatism is generally associa-
ted with Opposition to feminism for at least two reasons: fe-
minism seeks to alter traditional lifestyle arrangements within
the family and advocates an active role for governmental
funding and regulation in dealing with the problems feminists
wish to solve", Hartmann 1989, zit. in: E. A. Cook/S. Thomas/
C. Wilcox (Hrsg.) (Anm. 4), S. 286.
29 Vgl. S. J. Caroll/D. L. Dodson/R. B. Mandel (Anm. 27).

30 Hierauf bezieht sich das amerikanische Verständnis von
„liberal“, d. h. fortschrittlich i. S. der Erweiterung von Bür-
ger- und Menschenrechten.
31 Vgl. Sue Thomas/Susan Welch, The Impact of Gender on
Activities and Priorities of State Legislators, in: Western Po-
litical Quartely, No. 44, S. 445-456.
32 Vgl. Susan Welch, Are Women more liberal than Men in
the U.S. Congress?, in: Legislative Studies Quarterly, 10
(1985), S. 125-134.
33 „The conservative coalition is measured as a vote in
which a majority of Southern Democrats sided with a majority
of Republicans against a majority of northern Democrats.“ B.
Burrell (Anm. 17), S. 155.
34 Sie erzielten auf einer Liberalismus-Konservativismus-
Skala den Wert von 35.82.
35 Mit einem Wert von 41.94.
36 Sie erreichten das durchschnittliche Ergebnis von 73.73.
37 Die durchschnittlich 88.03 auf der Skala der Unter-
stützung der Konservativen Koalition erzielten.

Das Institut faßt 1991 seine Ergebnisse in folgen-
den vier Punkten zusammen:
- Frauen und Männer in politischen Führungspo-

sitionen verfolgten andere politische Prioritä-
ten,

- Frauen in politischen Führungspositionen seien
aktiver als Männer in frauenrechtspolitischen
Themenbereichen, unabhängig davon, ob diese
zu ihren politischen Prioritäten zählten oder
nicht,

- Frauen in politischen Führungspositionen teil-
ten häufiger feministische Auffassungen und 
seien liberaler28 in ihren politischen Einstellun-
gen als ihre männlichen Kollegen,

- Frauen in politischen Führungspositionen än-
derten die Art und Weise, wie Regierung und
Parlament arbeiteten29 .

V. Unterschiede zwischen männ-
lichen und weiblichen Abgeordneten

Neben diesen Studien, die eine auf klassische
Frauenthemen bezogene Schwerpunktsetzung bei
Parlamentarierinnen feststellten, belegten andere

Untersuchungen, daß sie sich eher für eine bürger-
nahe Politik einsetzten und daß sie für eine ver-
stärkte öffentliche Kontrolle des Regierungspro-
zesses eintraten. Zudem setzten sie sich besonders
für Personengruppen ein, deren Gleichheit hin-
sichtlich ihrer Partizipationschancen in früherer
Zeit beschnitten gewesen war30 . Die Autorinnen
dieser Studie äußern die Hoffnung, daß Parlamen-
tarierinnen nicht allein den politischen Prozeß und 
seine Themenfindungen beeinflussen, sondern daß
sie zudem die Art und Weise des gesamten politi-
schen Ablaufs transformieren könnten31 .

Mehrere Untersuchungen wandten sich dem
Abstimmungsverhalten von weiblichen und
männlichen Abgeordneten im parlamentarischen
Prozeß zu. Diese Tatsache ist vermutlich auf das
relativ umfangreiche Datenmaterial in diesem
Bereich zurückzuführen, das systematisch aufzu-
schlüsseln war. Die Politikwissenschaftlerin Susan
Welch hatte bereits 1985 eine differenzierte Lang-
zeituntersuchung zu dieser Fragestellung vorge-
legt32 . Zwischen 1972 und 1980, zu Zeiten der
Konservativen Koalition33 , hätten - nach Welch -
Frauen eindeutig liberaler abgestimmt als ihre
männlichen Kongreßkollegen, selbst unter
Berücksichtigung ihrer Parteizugehörigkeit. 1985
lautete zusammenfassend das Ergebnis: Weibli-
che Mitglieder der Demokratischen Partei waren
(gemessen an ihrem Abstimmungsverhalten) die
liberalste Gruppe34 , gefolgt von ihren männlichen
Kollegen35 . Weibliche Abgeordnete der Republi-
kanischen Partei verhielten sich demgegenüber
weitaus konservativer36 , allerdings dies auffällig
weniger als die männlichen Abgeordneten dersel-
ben Partei .337

Weibliche Abgeordnete sowohl der Demokrati-
schen als auch der Republikanischen Partei waren
demnach inhaltlich und statistisch als weniger kon-
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servativ einzustufen im Vergleich zu ihren jeweili-
gen männlichen Kollegen. Dieses Ergebnis ver-
deutlichte und verstärkte sich vom 100. bis zum
102. Kongreß (1987-1992).38

Auch andere Studien betonten dieses interes-
sante Phänomen: Weibliche Abgeordnete beider
großer Parteien insgesamt seien liberaler als ihre
männlichen Kollegen insgesamt. Allerdings exi-
stiere dabei eine deutliche Kluft, die vor allem
von der Parteizugehörigkeit bestimmt werde:
Zunächst markierten Parteipräferenzen und ideo-
logische Differenzen die politische Trennungs-
linie. Erst dann werde innerhalb der beiden
großen Parteien sehr deutlich die Geschlechtszu-
gehörigkeit relevant. So seien weibliche Abge-
ordnete der Demokraten liberaler als ihre männ-
lichen Kollegen, weibliche Abgeordnete der
Republikaner liberaler als ihre männlichen Kolle-
gen. Ein großer Unterschied bestehe nach den
Untersuchungen allerdings zwischen den Frauen
beider Parteien.

Welch’s weitere Untersuchungen und die ande-
ren genannten Studien betonten, daß Parlamen-
tarierinnen in ihren Reden, in ihrem Willensbil-
dungs- und Entscheidungsverhalten zunehmend
frauenspezifische Themenstellungen subjektiv
reflektiert und öffentlich artikuliert haben39 . Sie
unterstützten signifikant häufiger als ihre männli-
chen Kollegen Gesetzesvorhaben, die sich spe-
ziell mit frauenpolitischen Themen befaßten40 .
Burrell nennt eine ganze Reihe von Gesetzen,

38 Hier wurde ein neues Meßverfahren eingeführt, das auf
einer Skala bei dem Wert von 100 ein idealtypisch „perfektes“
liberales Abstimmungsverhalten einstufte, - das sich auf eine
angegebene Variation von sozialen, ökonomischen und au-
ßenpolitischen Themen bezog. „With 100 being a perfect lib-
eral score across social, economic, and foreign policy issues,
female representatives scored an average 62.33 points on the
composite measure of liberalism, and male representatives
scored 49.21 points, a difference of 13 points. Once again fe-
male Democrats were the most liberal with an average score
of 75.32, followed by male Democrats with an average score
of 66.26. A large gap, then, existed between the parties. Fe-
male Republicans scored an average 34.91, while male Re-
publicans scored 22.16. Controlling for party and constituency
factors in a multiple regression analysis cut the impact of sex
in half, but a statistically significant difference remained.“ B.
Burrell (Anm. 17). S. 158.
39 „They feel very strongly, that as women they have special
obligations to represent the interests of women in their dis-
tricts and around the nation.“ Tamerius, zit. in: B. Burrell
(Anm. 17), S. 163.
40 Der National Women’s Political Caucus hat als frauen-
spezifische Themen in den Kongressen zwischen 1977 und
1990 folgende ausgemacht: .. tax deductions for use of a
home for day-care Services, flextime for federal employees,
. . . family planning, extension of the food stamp program,
federal funding for abortion, raising the minimum wage, and
gay rights. ..“ B. Burrell (Anm. 17), S. 159.

41 In den achtziger Jahren erhielten die Themen Gewalt
gegen Frauen in Partnerschaften sowie der präventiven Ge-
sundheitsversorgung die Aufmerksamkeit des Parlaments.
1988 wurde beispielsweise The Women’s Health Equity Act
(WHEA) verabschiedet, das die Krankenkassenfinanzierung
von Mammographien zur Früherkennung von Brustkrebs bei
Frauen ab 65 Jahren vorsieht. 1990 hat die republikanische
Abgeordnete Barbara-Rose Collins, eine alleinerziehende
Mutter, ein Gesetz eingebracht, das eine Gesamterhebung
aller unbezahlten Arbeit in den Vereinigten Staaten vorsieht,
um diese in die offiziellen Jahresbilanzen des Wirtschafts-
ministeriums aufzunehmen. Das Gesetz ist Teil einer sich
auch international vollziehenden Bewegung, die eine staat-
liche Aufwertung der häuslichen Tätigkeiten vorsieht und
derer, die sie verrichten.
42 In den 15 Staaten, die bis zum Schluß das ERA nicht ra-
tifiziert hatten, gab es in der Bevölkerung einen 40-Punkte-
Unterschied zwischen Männern und Frauen: 38 Prozent der
Männer und 78 Prozent der Frauen sprachen sich für eine 
Unterstützung des ERA aus. Vgl. Ruth B. Mandel, The Evo-
lution of Women in Politics, in: Women in American Politics
(Anm. 11), S. 27.

die in den vergangenen Jahren nachweislich
durch die Initiative, das Durchsetzungsvermögen
und die Permanenz politischer Aktionen und
parlamentarischen Zusammenwirkens weiblicher
Kongreßabgeordneter verabschiedet worden
seien41 . Auch war am Anfang der achtziger Jahre
die Unterstützung des Equal Rights Amendment,
des „litmus test of whether you were for women
or against them“ (Irwin Gertzog), durch Parla-
mentarierinnen dreimal so hoch wie durch ihre
männlichen Kollegen42 .

Parlamentarierinnen des 103. Kongresses (1992-
1993) haben entscheidende frauenpolitische
Signale gesetzt: 33 Prozent aller Gesetze, die weib-
liche Mitglieder der Demokratischen Partei, und 
30 Prozent aller Gesetze, die weibliche Mitglieder
der Republikanischen Partei eingebracht haben,
betrafen Belange von Frauen und Kindern. 47 Pro-
zent der Reden, die weibliche Senatoren der
Demokratischen Partei hielten, betrafen ebenfalls
diese Domäne, ebenso wie 30 Prozent aller Reden
von weiblichen Mitgliedern der Demokratischen
Partei und 35 der Reden von weiblichen Mitglie-
dern der Republikanischen Partei im Repräsen-
tantenhaus. Diese Ergebnisse sind beeindruckend,
doch sie müssen weiter differenziert und mit ande-
ren als mit den üblichen Kategorien „Geschlecht“
und „Parteizugehörigkeit“ konfrontiert werden.
Manche Phänomene ließen sich beispielsweise auf
eine geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Kon-
greß zurückführen. Häufiger sind auch in den Ver-
einigten Staaten Parlamentarierinnen Mitglieder
in Kommissionen oder Ausschüssen, die sich mit
Fragen der Ausbildung, Gesundheit, Erziehung
und des sozialstaatlichen Dienstleistungsbereiches
auseinandersetzen.
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VI. Resümee

Zusammenfassend läßt sich sagen: Eine beeindruk-
kende Anzahl von neueren Studien über das
„Gender Gap“ und über Frauen in politischen
Führungspositionen in den Vereinigten Staaten
von Amerika weisen auf Vielzahl und Vielfältig-
keit der Geschlechterdifferenzen in politischen
Einstellungen und im Wahlverhalten hin. Die Stu-
dien haben das „Gender Gap“ vor allem in folgen-
den Bereichen festgestellt:

innerhalb der Bevölkerung:

- bei Meinungsumfragen bezüglich der Unter-
stützung bestimmter Issues bzw. Politiken
sowie Bewerber/Bewerberinnen für ein politi-
sches Amt,

- bei der Unterstützung und der Identifikation
mit einer bestimmten Partei sowie beim Wahl-
verhalten auf bundesstaatlicher und nationaler
Ebene;

bei Parlamentarierinnen:

- bei inhaltlichen Prioritätensetzungen bezüglich
frauenpolitischer Themen,

- beim Einbringen und Verfolgen frauenpoliti-
scher Gesetzesvorhaben und

- bei dem Abstimmungsverhalten in bezug auf
frauenpolitische Gesetze.

Bei aller bemerkenswerten und vordergründigen
Eindeutigkeit der Ergebnisse sollten doch kriti-
sche Überlegungen noch folgenden Hinweisen 
nachgehen: Die Tatsache, daß sehr wohl auch zahl-
reiche männliche Parlamentarier sich frauenpoliti-
sche Issues zueigen gemacht haben, sollte den
Blick verstärkt auf das Procedere und die Imple-
mentierung frauenpolitischer Gesetze richten.
Die vordergründige Eindeutigkeit der Ergebnisse
des geschlechtsdifferenten Abstimmungsverhal-
tens beispielsweise darf nicht über die auf diese
Weise ausgeblendete Komplexität des parlamenta-
rischen Entscheidungsprozesses hinwegtäuschen.
„Perhaps there are other indicators of Support for 
women’s issues that are not tapped by these stud-
ies of voting behaviour. After all, a yes or no vote 
does not manifest the degree to which the legisla-
tor worked for the bill - to the exclusion of
others.“43

43 S. Gluck Mezey (Anm. 18), S. 263.

44 Vgl. S. Thomas (Anm. 22), S. 107.
45 „Unless and until women at least reach parity with men
in governing bodies, numerically and in terms of leadership
positions, there will be only small movements toward a new
vision of procedural conduct. The immediate future will then
look very much like the present, with women desiring change
and taking small steps toward it but holding back from full-
scale attempts to transform the environment.“ Ebd., S. 155.
46 In den Parteien selbst soll sich in diesem Punkt in den
vergangenen Jahren ein Wandel vollzogen haben; vgl. die
Aussagen über die gleiche finanzielle Wahlkampf-Unter-
stützung von männlichen und weiblichen Kandidaten durch
die beiden großen Parteien im Wahlkampf 1992 bei B. Burrell
(Anm. 17), S. 101-131.

Ebenso nachrangig waren die bundesstaatlich
höchst unterschiedlichen politisch-rechtlichen,
ökonomischen und sozialen Hintergründe, die
deutlich ein Nord-Süd-Gefälle aufweisen. Auch
sind die jeweiligen liberalen Traditionen und die
politischen (Partei-)Kulturen in den einzelnen
Bundesstaaten höchst unterschiedlich und stärker
in die Analyse mit einzubeziehen.

Parlamentarierinnen - so ein Fazit der Soziologin
Sue Thomas - hätten sich die Regeln des politisch-
parlamentarischen Prozesses in den vergangenen
Jahren zunehmend zueigen gemacht, obgleich sie
ihnen insgesamt eher kritisch .gegenüberstünden.
Gleichzeitig und eventuell aus demselben Grund
seien Frauen in der Politik Agentinnen des sozia-
len und politischen Wandels44 . Es sei allerdings
nicht voraussehbar, ob sich dieser innovative Ein-
fluß in den politischen Institutionen und gegen-
über eventuell wachsenden Widerständen und
gleichbleibenden stereotypen Weiblichkeitsnor-
men durchsetzen könne.

Thomas’ Prognosen beinhalten die vermutlich
richtige Einschätzung, daß sich im politischen
Bereich erst dann wirklich Substantielles verän-
dern wird, wenn Frauen selbstverständlich und 
ausnahmslos nicht nur in Parlamenten, sondern
auch auf der Regierungsebene in Führungspositio-
nen mit Machtbefugnissen vertreten seien45 .

Darüber hinaus darf die hier vorgenommene Kon-
zentration auf die politikwissenschaftliche Ausein-
andersetzung in den USA nicht darüber hinweg-
täuschen, daß in weiten Teilen der amerikanischen
Bevölkerung/Wählerschaft und in den Medien
eine traditionell verankerte große Skepsis gegen-
über Frauen in der Politik/in politischen Führungs-
positionen vorherrscht46 . Diese Skepsis hatte sich
bereits deutlich in Umfragen und Medienbericht-
erstattung über die Vizepräsidentschaftskandida-
tin der Demokratischen Partei im Jahre 1984
gezeigt, als Geraldine Ferraro zusammen mit dem
Präsidentschafskandidaten der Demokraten Wal-
ter Mondale angetreten war.

43 Aus Politik und Zeitgeschichte B 21 -22/96



Selbst unter Aktivistinnen der amerikanischen
Frauenbewegung, speziell der politischen Frauen-
komitees, scheint es heute nicht unumstritten zu
sein, ob eine weibliche Kandidatin allein aufgrund
ihres Geschlechts zu fördern sei oder ob nicht
Sachfragen Priorität besitzen sollten. Während die
generelle Forderung nach einer Erhöhung des
Frauenanteils auf der politischen Führungsebene
unter den verschiedensten US-Frauengruppen
konsensfähig ist, unterscheiden sich die Prioritäten
und Strategien doch beträchtlich: Während die
eine Position ausschließlich Kandidatinnen unter-
stützen will, die für Frauen und Frauenpolitik
eintreten („to act for women“), will die andere
Position ihre Unterstützung möglichst allen Kandi-
datinnen angedeihen lassen, da sie ein Rollenmo-
dell für alle Frauen im Lande darstellen könnten
(they „stand for women“). Manche politischen
Frauenkomitees haben sich entschlossen, ihre
Unterstützung auch „feministischen Männern“
zukommen zu lassen anstatt Frauen, die sie als
„nichtfeministisch“ einschätzen. Im Wahlkampf
1992 drückte sich zum Beispiel Margery Tabankin,
Executive Director of The Hollywood Women’s
Political Committee, eher vorsichtig aus: „We will
not put gender above the issues - but if we can
find candidates who have comparable progressive
values and leadership strength who are women, we
will support them! If we don’t do it as women, who
will?“47

47 Margery Tabankin, zit. in: Examiner vom 25. Mai 1992.
48 Neuerdings gut im Vergleich zwischen der west-
deutschen, der französischen und der amerikanischen Frau-
enbewegung: Dieter Rucht, Modernisierung und neue soziale
Bewegung. Deutschland, Frankreich und USA im Vergleich,
Frankfurt - New York 1995.

49 Vgl. Birgit Meyer, Ist das Projekt der Frauensolidarität
gescheitert?, in: Ilse Modelmog/Ulrike Gräßel (Hrsg.), Kon-
kurrenz & Kooperation. Frauen im Zwiespalt?, Münster
1994, S. 157-171.
50 Ute Gerhard, Die langen Wellen' der Frauenbewegung
- Traditionslinien und unerledigte Anliegen, in: Regina
Becker-Schmidt/Gudrun-Axeli Knapp (Hrsg.), Das Ge-
schlechterverhältnis als Gegenstand der Sozialwissen-
schaften, Frankfurt - New York 1995, S. 261; Steven M.
Buechler, Women’s Movement in the United States: Wom-
en’s Suffrage, Equal Rights, and Beyond, New Brunswick -
London 1990, S. 9 ff.

In dieser Aussage tritt eine der Frauenfragen stets
eigene Widersprüchlichkeit zutage: Einerseits wird
die Vorrangigkeit der Sachthemen vor der Ge-
schlechtszugehörigkeit betont. Andererseits wird
angedeutet, daß Frauensolidarität vonnöten sei,
wenn bestimmte frauenpolitische Ziele erreicht
werden sollen. Das Bewußtsein für die Unwägbar-
keit und historische Kontingenz einer Gemeinsam-
keit von Fraueninteressen und -handeln kommt
hier zum Ausdruck. Geschlechterfragen und Sach-
themen werden oft einander gegenübergestellt,
fast so, als seien sie einander ausschließend. Die
Unsicherheit von Frauensolidarität und die Insta-
bilität des Bewußtseins einer gemeinsamen Betrof-
fenheit als Frau haben die Auseinandersetzung um
politische Forderungen in der Geschichte der
Frauenbewegung48 stets begleitet, und dies ist vie-
len ihrer Protagonistinnen schmerzhaft bewußt
geworden. Das Verwirrende der Frauenthematik

scheint auch in den Vereinigten Staaten darin zu
bestehen, daß die ökonomischen, sozialen, kultu-
rellen, ethnischen und religiösen Unterschiede
zwischen Frauen alltagspraktisch allemal offen-
sichtlicher und subjektiv erfahrbarer sind als ihre
Gemeinsamkeiten49 .

Die Hindernisse für eine verstärkte politische
Partizipation von Frauen und deren Mobilisie-
rung unter der vereinheitlichenden Kategorie des
Geschlechts sind geprägt durch deren verschie-
dene Lebenslagen, Generationen, Kulturen, reli-
giöse und nationale Bindungen, durch ihre
Unterschiede in Klassen- und Schichtzugehörig-
keiten. In höchstem Maße verschieden sind eben-
falls die Möglichkeiten für Frauen, vom „Arran-
gement der Geschlechter“ (Dorothy Dinnerstein)
zu profitieren oder sich darin einzurichten.
„Gerade weil Frauen keine Minderheit oder in
gemeinsamer Lebenslage zusammengewachsene
Gruppe sind, vielmehr mit denen, gegen die sie
sich wehren und aufbegehren, eng, alltäglich 
abhängig, intim oder auch ,Schulter an Schulter
zusammenleben, ist ihr Zusammenschluß auf der
Basis gleicher Erfahrungen eher bemerkenswert
als selbstverständlich.“50

Hinzu kommt die prekäre politische und ökonomi-
sche Situation der Vereinigten Staaten sowie der
Imageverlust von Präsident Clinton ebenso wie
der seiner Frau Hillary, an die noch 1992 große
Hoffnungen von Frauenseite geknüpft gewesen
waren.

Insgesamt stehen die Zeiten schlecht im Wahljahr
1996 für die sozial Schwachen und politisch Unter-
repräsentierten: zumeist Schwarze und Frauen mit
Kindern. Seitdem 1994 eine republikanische Mehr-
heit sowohl den Kongreß als auch den Senat
bestimmt und gegen diejenigen Politik betreibt,
die angeblich den Sozialstaat ausbeuten, geraten
auch demokratische Abgeordnete - darunter auch
viele weibliche - unter Druck. Auch eine perfekt
organisierte religiös-fundamentalistische Rechte
mobilisiert die Öffentlichkeit gegen die Förderung
von Frauen und Minderheiten, alles unter dem
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Deckmantel von Moral und leeren Staatskassen.
Und der vergebliche Kampf um die Durchsetzung
des ERA hat letztlich die Machtlosigkeit der ame-
rikanischen Frauenorganisationen gezeigt. Davon
haben sie sich heute - 15 Jahre später - trotz aller
Bemühungen immer noch nicht erholt.

Obgleich der „Gender Gap“ ein wachsendes frau-
enpolitisches Bewußtsein indiziert und im April 
1996 Präsident Clinton in Meinungsumfragen mit
einem 19-Punkte-Vorsprung ausstattete, sind doch
alle frauenpolitischen Reformen in Krisenzeiten

besonders gefährdet. Das „Jahr der Frau“ 1992 hat
zwar einen qualitativen Aufschwung gebracht,
aber diesen gilt es mehr denn je abzusichern,
damit er sich auch qualitativ bemerkbar macht.
Diese Hoffnung wird nur erfüllt werden, wenn es
(wieder) eine starke Frauenbewegung gibt, der es
gelingt, einer wachsenden Zahl von Frauen die
enormen sozialen Ungleichheiten von Frauen als
Gruppe bewußt zu machen, und die bereit ist,
gemeinsame Strategien durchzusetzen. Noch nie
sei die Zeit so reif gewesen für eine Feminisierung
der Politik - sagen heute viele in den USA.
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Ute Gerhard: Atempause: Die aktuelle Bedeutung der Frauenbewegung für eine zivile
Gesellschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21-22/96, S. 3-14
In Anbetracht der Unsicherheit, wie die politische Stärke der Frauenbewegung heute zu beurteilen ist,
wird zunächst die historische Bedeutung und der soziologische Begriff sozialer Bewegungen und der Frau-
enbewegungen im besonderen entfaltet. Den theoretischen Rahmen hierfür bildet das Konzept der Zivil-
gesellschaft, das im gegenwärtigen Transformationsprozeß ost- und westeuropäischer Gesellschaften einen
gemeinsamen Bezugspunkt bildet, jedoch als „bürgerliche“ oder „bourgoise“ Gesellschaft bzw. Zivilgesell-
schaft oder „civil society“ in Ost und West einen unterschiedlichen Erfahrungshintergrund hat.
In drei Schritten werden die Frauenbewegungen des 19. und 20. Jahrhundert zu diesen Gesellschaften, der
bürgerlichen Gesellschaft, dem Wohlfahrtsstaat westlicher Prägung und der Frauenpolitik unter staatsso-
zialistischen Verhältnissen, in Beziehung gesetzt. Die Leitfrage bleibt die Bedeutung der Geschlechterver-
hältnisse und der Frauenfrage in diesen Gesellschaften. Dabei zeigt sich, daß die Familie als Ort und Ord-
nung der Geschlechterbeziehungen eine maßgebliche Bedeutung hat und über Einschluß und Ausschluß
der Frauen aus der zivilgesellschaftlichen Sphäre entscheidet.
Auf der Grundlage unterschiedlicher Erfahrungen von Frauen in Ost und West gerade auch im Hinblick
auf die Familie begründet der Beitrag die Notwendigkeit einer doppelten Strategie sozialer Bewegungen
für politische Einflußnahme und Bündnisse einerseits und andererseits für die Fortsetzung einer gesell-
schaftlichen Praxis der Selbstbestimmung und kollektiver Lernprozesse, die nicht zuletzt die neue Frauen-
bewegung auszeichnet.

Kornelia Hauser: Die Kulturisierung der Politik. „Anti-Political-Correctness“ als
Deutungskämpfe gegen den Feminismus

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21-22/96, S. 15-21
Wie wurde die moralische Wende, mit der beim Regierungswechsel 1982 begonnen wurde, von der Frau-
enbewegung und der feministischen Forschung verarbeitet? Die Autorin vertritt die These, daß die Bewe-
gung ihrer Themen „enteignet“ und die Forschung durch Integration ihrer politischen Verbindlichkeit
beraubt wurde. Das Wort „Frauen“ differenzierte sich in Teilgruppenidentitäten, von der jede für sich ihr
Recht auf Teilhabe an den gesellschaftlichen Ressourcen fordert. Diese neue Bewegungsform von politi-
schen Forderungen traf nach 1989 auf erschöpfte, keineswegs aber ausgeschöpfte alternative Gesellschafts-
modelle und ebenso erschöpfte politische Subjekte. Als „Kulturisierung der Politik“ bezeichnet die Auto-
rin jenes Phänomen, das - aus den USA kommend - alle zuvor politisch berechtigten Forderungen als
„politisch korrekte“ zurückweist. Auf die Kulturisierung reagiert die Neue Rechte mit einem „Anti-Politi-
cal-Correctness“-Diskurs. Auf dessen Gefährlichkeit, u. a. weil die Grundlagen und Notwendigkeiten für
ein Mehr an sozialer Gerechtigkeit gar nicht mehr ins Blickfeld rücken, versucht die Autorin hinzuweisen.

Beate Hoecker: Politische Partizipation von Frauen im vereinigten Deutschland.
Ein Ost-West-Vergleich
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21-22/96, S. 23-33
Die These einer besonderen politischen Partizipationsschwäche ostdeutscher Frauen hält einer empiri-
schen Überprüfung nicht stand. Zwar blieb die weibliche Beteiligung an der ersten gesamtdeutschen Bun-
destagswahl geringfügig hinter der Mobilisierung westdeutscher Frauen zurück, doch im Hinblick auf ihre
Vertretung in Parteien und Parlamenten offenbart sich zumindest teilweise ein politischer Gleichstellungs-
vorsprung. So können die PDS und CDU im Osten unter ihren Mitgliedern auf ein deutlich überdurch-
schnittliches Ergebnis verweisen. In den ostdeutschen Kommunalparlamenten sind Frauen im Durch-
schnitt etwas besser, in den fünf Landtagen erheblich besser repräsentiert als ihre Schwestern im Westen.
Unterschiede zwischen Frauen in Ost- und Westdeutschland gibt es aber nicht nur im Ausmaß ihrer politi-
schen Partizipation, sondern auch hinsichtlich der jeweiligen Parteipräferenzen. Ostdeutsche Frauen set-
zen bei Stimmabgabe und Parteimitgliedschaft deutlich andere Prioritäten: Sie bevorzugen eher die PDS
und distanzieren sich stärker von den westlichen Parteien. Die zweigeteilte politische Kultur des vereinig-
ten Deutschlands spiegelt sich somit auch im politischen Verhalten der Frauen wider. Zugleich aber finden
die neuen sozialen Disparitäten zwischen den Geschlechtern im Osten ihren Ausdruck im unterschied-
lichen Wahlverhalten von Männern und Frauen.
Wenn sich die westlichen Karrieremuster auch in den neuen Bundesländern weiterhin etablieren, dann
dürfte die derzeitige politische Teilhabe ostdeutscher Frauen zukünftig kaum Bestand haben. Nur mit
Hilfe gemeinsamer Strategien werden Frauen in Ost und West einen politischen Rückschlag verhindern
können.



Birgit Meyer: Amerika, hast Du es besser? Zur politischen Partizipation von Frauen
in den USA

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21 -22/96, S. 35-45
Die politische Partizipation von Frauen in den Vereinigten Staaten ist höchst widersprüchlich: Obgleich
die amerikanischen Frauenorganisationen zu den am besten organisierten der Welt gehören, eine starke
Frauenbewegung seit Jahrzehnten das Bild von Frauen in der Öffentlichkeit prägt und in den verschiede-
nen Disziplinen der Frauenforschung seit Jahren eine außergewöhnlich breit gefächerte Debatte geführt
wird, unter anderem um Strategien der „politischen Ermächtigung“ (empowerment) von Frauen, trügt der
erste Eindruck: Frauen sind in den USA auf politischen Führungsetagen nur minimal vertreten. Es gibt
derzeit nur eine Gouverneurin eines Bundesstaates. Im 104. amerikanischen Kongreß liegt der Frauenan-
teil bei rund zehn Prozent, eine eher bescheidene Zahl, gemessen am Selbstanspruch der USA, eine der
fortschrittlichsten Demokratien der Welt zu sein.
Doch zeigt sich ab etwa 1980 ein Phänomen, auf das Aktivistinnen der Fräuenbewegung seit über 100
Jahren gehofft hatten, nämlich daß Frauen anscheinend „mit einer Stimme“ sprechen bzw. wählen (einen
„women’s voting bloc“ bilden) und ihre Entscheidung zunehmend danach richten, ob und wie Frauenthe-
men von den Kandidaten und Kandidatinnen angesprochen werden. Dieser „Gender Gap“, so signalisie-
ren die Umfragedaten, stabilisiere sich seit 1980 von Wahl zu Wahl. Unter „Gender Gap“ wird eine 
Geschlechterdifferenz in politischen Einstellungen sowie im Wahlverhalten verstanden.
Zahlreiche Studien betonen zudem, daß Parlamentarierinnen sich zunehmend für Frauenpolitik einsetzen
sowie für eine liberale, an Menschen- und Bürgerrechten orientierte Politik für die sozial Schwachen und
politisch Unterrepräsentierten. Ob dies zu einer erhofften „Feminisierung der Politik“ und der Gesell-
schaft ausreicht, ist angesichts der ökonomischen Krise in den USA allerdings fraglich. Und der vergeb-
liche Kampf um die Durchsetzung des Equal Rights Amendment (ERA) hat letztlich die Machtlosigkeit
der amerikanischen Frauenorganisationen gezeigt. Davon haben sie sich heute - 15 Jahre später - trotz
aller Bemühungen immer noch nicht erholt.


